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Stellungnahme 

Bezug: Zl. 12.690/3-III/A/2/98 

Der Landesschulrat für Burgenland erlaubt sich gemäß § 7 Abs. 3 
BSchAG, zu den Entwürfen der Bundesgesetze, mit dem das Schulorga
nisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das Schulpflichtge
setz 1985 sowie das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz geän
dert werden, nachstehende Stellungnahme abzugeben: 

Allgemeines: 
Die Schaffung eines flexiblen Schuleingangsbereiches durch die No
velle zum Schulorganisationsgesetz bzw. die damit zusammenhängen
den Novellen der oben angeführten Gesetze, insbesondere der varia
blen Möglichkeiten, sowohl eine gemeinsame Klasse über eine bis 3 
Stufen (neue Schuleingangsphase) als auch jeweils eine Klasse auf 
der Vorschulstufe (bei Bedarf) und auf der 1. und 2. Schulstufe 
führen zu können, wird grundsätzlich begrüßt. 

Angemerkt darf werden, daß sich für die Lehrerfort- und -weiter
bildung neue Aufgaben stellen, die sich auch kostenmäßig nieder
schlagen werden. 

Um die notwendige Unterrichtsqualität sicherzustellen, müssen für 
den flexiblen Schuleingangsbereich ausreichend Ressourcen zur Ver
fügung stehen. Auf Grund der Erfahrungen mit den Schulversuchen 
(SchOG § 131c) werden für mindestens 20% des erstmals schulpflich

tigen Altersjahrganges Lehrerwochenstunden analog der Vorschulstu
fe (Teiler 12) benötigt, die entweder in der Vorschulklasse oder 
als zusätzliche Lehrerstunden in Klassen mit gemeinsamer Führung 
der Vorschulstufe mit der ersten Schulstufe einzusetzen sind. 

Gleichzeitig darf auch darauf hingewiesen werden, daß im Bereich 
der Neuregelung des Schulunterrichtsgesetzes im § 28 Abs. 6 über 
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die Aufnahmsvoraussetzungen in mittlere und höhere Schulen die 
Aufnahme für Abgänger aus Polytechnischen Schulen nur unbefriedi
gend gelöst ist. Viele berufsbildende höhere Schulen berücksichti
gen das Zeugnis der Polytechnischen Schule und damit die zuletzt 
erbrachten Leistungen des Schülers nicht. Die schulautonomen Kri
terien werden nur auf der Basis der Hauptschulen und der Allge
meinbildenden höheren Schulen erstellt. 

Auch die Übertrittsmöglichkeiten der Abgänger der Polytechnischen 
Schulen in entsprechende zweite Klassen der berufsbildenden mitt
leren Schulen bedarf noch einer gesetzlichen Regelung, die ähnli
che Kriterien wie § 31 Schulunterrichtsgesetzes enthalten sollte. 

1. Zum Bundesgesetz mit dem das Schulorganisationsgesetz geändert 
wird, ergehen nachfolgende Änderungsvorschläge: 

1.1. zu Ziffer 3 (§ 10 Abs. 1 und 2): 
Die Erkenntnisse aus den Schulversuchen sind sehr positiv, dem 
vorliegende Gesetzesentwurf wird �ollinhaltlich zugestimmt. Auch 
hier ergeben sich zusätzlich Aufgaben für die Lehrerfortbildung. 

1.2. zu Ziffer 4 (§ 11 Abs. 5, 2. Satz): 
Es wird folgender Wortlaut vorgeschlagen: 
"Bei zu geringer Schülerzahl oder einem zugrundliegenden besonde
ren pädagogischen Konzept können mehrere Schulstufen in einer 
Klasse zusammengefaßt werden ... " 

1.3. zu Ziffer 7 (§ 14 Abs. 2): 
Im Hinblick auf die möglichen finanziellen Auswirkungen sollte 
auch bei der Errichtung einer Vorschulklasse eine Schülermindest
zahl festgesetzt werden. Das Erreichen der Schülerzahl 10 bis zum 
Ende des Kalenderjahres könnte Anlaß für Zurückstufungen in die 
Vorschulklasse bieten. Gleichzeitig könnten diese Rückstufungen in 
die Vorschulklasse verbunden mit den "Wiederaufstufen" zu weiteren 
Klassenbildungen führen. 

1.4. zu Ziffer 16 (§ 129): 
Die in § 129 festgelegte mögliche Festlegung eines späteren In
krafttretens dieser Bestimmungen durch den Landesschulrat (bis 
2003) wird im Hinblick auf die nötige Lehrerfortbildung begrüßt. 

2. Zum Bundesgesetz mit dem das Schulunterrichtsgesetz geändert 
wird, ergehen nachfolgende Änderungsvorschläge: 

2.1. zu Ziffer 2 (§ 18 Abs. 2): 
Der flexiblen Version der Variante 2 wird der Vorzug gegeben. 

2.2. zu Ziffer 8 (§ 31c): 
Das Abgehen von der starren Bindung der bisherigen Leistungsgrup
pen an Schülergruppen und der starren Regelung der Umstufungster
mine, wobei das bisherige System beibehalten werden kann, wird be
grüßt. 
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3. Zum Bundesgesetz mit dem das Schulpflichtgesetz geändert wird, 
ergehen nachfolgende Anmerkungen: 

3.1. zu Ziffer 1 (§ 5 Ahs. 4,-: 
Der hier angesprochenen Schülergruppen sollte auch die Möglichkeit 
des Besuches einer Polytechnischen Schule eingeräumt werden. Die 
Einschränkung auf den Besuch einer mittleren oder höheren Schule 
erscheint nicht systemkonform. 

3.2. zu Ziffer 6 (§ 7 Ahs. 11): 
Eine Differenzierung der Anrechnung der Vorschule nach dem erfolg
reichen Abschluß der 9. Schulstufe sollte unterbleiben und der Be
such der Vorschule für alle Kinder in gleicher Weise angerechnet 
werden. 

4. Zum Bundesgesetz mit dem das Pfichtschulerhaltungs-Grundsatz
gesetz geändert wird, ergehen folgende Anmerkungen: 

4. 1. zu Ziffer 1 (§'13 Ahs. 1 bis 3): 
Die Möglichkeit der Errichtung von abweichenden Schul sprengeln für 
Vorschulklassen wird im Hinblick auf die neuen schulorganisatori
sche Regelung grundsätzlich begrüßt. 

Angemerkt werden darf, daß eine flexible Einrichtung der Sprengel 
auch im Bereich der Polytechnische Schule zweckmäßig erscheinen 
würde. Dies deswegen, da nicht an allen Standorten der Polytechni
schen Schulen alle Fachbereiche angeboten werden können. Den Schü
lern sollte es aber ermöglicht werden, den für sie interessanten 
Fachbereich wählen zu können. 

Ansonsten wird zu den vorliegenden Gesetzesentwürfen kein Einwand 
erhoben. 

Der Amtsführende Präsident des 
Landesschulrates für Burgenland: 

Dr. Krutzler eh. 
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